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Wichtiger Hinweis
Ändert sich Ihre Adresse demnächst,  

haben Sie ein fehlerhaftes Exemplar erhalten,  
oder haben Sie sonstige Reklamationen?

Dann informieren Sie uns bitte!  
(Adresse siehe GÖD Hauptstadtbüro Berlin)

Bundesgeschäftsstelle 
Pelkovenstraße 51, 80992 München 
Tel.	 0 89 / 53 25 50 
Fax	 0 89 / 53 65 29 
e-Mail: info@goed-online.de  
Ansprechpartner: Raymund Kandler

Hauptstadtbüro Berlin 
Obentrautstraße 57, 10963 Berlin 
Tel.	 0 30 / 21 02 17-33 
Fax	 0 30 / 21 02 17-40 
e-Mail: Hauptstadtbuero@goed-online.de  
Ansprechpartner: Wolfgang Schneider  
Inge Dietrich, Marion Schöne

Landesverband Baden-Württemberg 
Postfach 700151, 70571 Stuttgart 
Tel.	 07 11 / 90 72 26 52 
e-Mail: info@goed-bw.de  
Ansprechpartner: Wolfgang Feil

Landesverband Bayern 
Pelkovenstraße 51, 80992 München 
Tel.	 0 89 / 53 25 50 
Fax	 0 89 / 53 65 29 
e-Mail: goed-bayern@t-online.de  
Ansprechpartner: Raymund Kandler

Regionalverband Ost  
(Berlin, Brandenburg, Sachsen- 
Anhalt, Sachsen, Thüringen) 
Obentrautstraße 57, 10963 Berlin 
Tel.	 0 39 33 / 21 11 
Fax	 0 39 33 / 21 11 
e-Mail: l.dreyer@cgb.info  
Ansprechpartnerin: Lydia Dreyer 

Hier hilft man Ihnen weiter! 
GÖD Geschäftsstellen und Ansprechpartner:

Landesverband  
Nordwest 
Ansprechpartner: Uwe Erlach
Im Weiler 2, 53123 Bonn 
Tel. 01 57 / 57 31 67 71 
e-Mail: info@goed-online.de 

Regionalverband Südwest  
(Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland) 
Ursulinenstraße 63 a,  
66111 Saarbrücken 
Tel.	 06 81 / 9 27 28 30 
Fax	 06 81 / 9 27 28 33 
e-Mail: cgb-saar@t-online.de

für das Saarland und den  
Regionalverband 
Ansprechpartner: Herbert Fontaine

für Hessen  
Ansprechpartner: Manfred März 
Friedrich-Ebert-Siedlung 12,  
61381 Friedrichsdorf 
Tel.	 0 61 72 / 77 82 33 
Mobil: 01 73 / 1 76 42 63 
e-Mail: manfred.maerz@yahoo.de

für Rheinland-Pfalz 
Ansprechpartner: Matthias Antoni 
Im Weiherfeld 1b  
66892 Bruchmühlbach-Miesau 
Tel.	 0 63 72 / 99 31 45
Fax	 0 63 72 / 99 31 46
e-Mail: matthias@matthias-antoni.de

Die qualifizierte  
Alternative!

Regionalverband Küste 
(Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Mecklenburg-Vorpommern, die  
Hansestädte Hamburg und Bremen) 
Westerfeld 8, 25864 Löwenstedt 
Tel. 0 46 73 / 567 
Fax 0 46 73 / 9 62 425 
e-mail: soenke1jensen@t-online.de

für Schleswig-Holstein und den 
Regionalverband  
Ansprechpartner: Sönke Jensen

für Hamburg
Ansprechpartnerin: Andrea Martini
Tel.: 0 40 / 670 43 11
e-mail: andreamartini@outlook.de

für Niedersachsen und Bremen  
Ansprechpartner: Rolf Zimmermann 
Tel. 0 50 51 / 87 67 
e-mail: rolf2zimmermann@bundeswehr.org

für Mecklenburg-Vorpommern 
Ansprechpartnerin: Kathi Müller 
Tel. 03 95 / 42 25 833 
e-mail: kathi.jens@t-online.de



Mitglieder zeitung der Gewerks chaf t Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen

Im Internet der schnelle Klick: 
www.goed-online.de
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In dieser Ausgabe:
• �Tarifabschluss 2016 für den öffentlichen Dienst  

beim Bund und den Kommunen
• �Tarifabschluss der GÖD für das Wach- und Sicherheits-

gewerbe in Sachsen
• �Beteiligungsgespräch des CGB zur Besoldung im  

Bundesinnenministerium
• �Neues „Weissbuch“ der Bundeswehr
• �GÖD Landeskongress Baden-Württemberg



Zur Zeit der Auslieferung dieser 
Ausgabe 2-2016 des GÖD FORUM 
sind wieder alle aus den Sommer-

ferien und aus dem Sommerurlaub an 
ihre Wirkungsstätten zurückgekehrt. 
Es gab kein „Sommerloch“, ganz im Ge-
genteil. Es gab in der Politik und darü-
ber hinaus viel Schlimmes und für  
Gegenwart und Zukunft höchst beun-
ruhigendes. Als Stichworte seien er-
wähnt: Der Volksentscheid zum Austritt 
Großbritanniens aus der Europäischen 
Union; der immer noch andauernde 
Bürgerkrieg in Syrien; die Kämpfe  des 
sogenannten „Islamischen Staates“ in 
Syrien und im Irak; der Putschversuch 
und die andauernde beängstigende Re-
aktion darauf in der Türkei; schließlich 
Amok- und Terroranschläge in Bayern. 
Nicht zuletzt beschäftigt uns alle das 
Dauerthema Flüchtlinge und Integrati-
on in Deutschland.
Seit der letzten Ausgabe unserer Mit-
gliederzeitung gilt es aber auch Erfreu-
liches zu berichten. Es erfolgten Tarif-
abschlüsse im öffentlichen Dienst beim 
Bund und den Kommunen. Ebenso  

Editorial
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aus GÖD Landes- und Regionalverbän-
den berichtet. Aufgrund einer Anre-
gung aus der  Leserschaft an die  
Redaktion wird mit dieser Ausgabe  
begonnen, ein eigenes Senioren- 
Portal anzubieten. Einen guten neuen 
Start nach der Ferienzeit in der  
Arbeitswelt wünscht die

Redaktion GÖD FORUM
Götz Beyer

einen Tarifabschluss im Wach- und Si-
cherheitsgewerbe in Sachsen. In dieser 
Ausgabe wird aktuell und in die Zu-
kunft weisend zum neuen „Weissbuch“ 
der Bundeswehr informiert. Der CGB 
Bundesvorsitzende Strebl kommen-
tiert den  Mindestlohn. Im Blickpunkt 
dieser Ausgabe wird über die neue Rol-
le der Gewerkschaften in der digitalen 
Arbeitswelt nachgedacht.  Schließlich 
wird  auch in dieser Ausgabe wieder 

Die qualifizierte  
Alternative!

www.goed-online.de
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Der Bundesvorsitzende 
hat das Wort
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

bei den zwischenzeitlich abgeschlosse-
nen Personalratswahlen nach dem 
Bundespersonalvertretungsgesetz hat 
unsere Gewerkschaft GÖD ein hervor-
ragendes Ergebnis erzielt. Hierzu gilt 
der besondere Dank allen Kolleginnen 
und Kollegen, die hierfür ihren Beitrag 
geleistet haben. Den gewählten Man-
datsträgern wünsche ich für ihre ver-
antwortungsvolle Aufgabe eine glückli-
che Hand und viel Erfolg ! Die Tarifrunde 
2016 für Bund und Kommunen ist zwi-
schenzeitlich abgeschlossen und zum 
Tarifergebnis erreichen uns höchst kon-
troverse Meinungen. Dieses ist, wie  
ich meine, insgesamt ein akzeptablen 
Kompromiss, obwohl die Erwartungen 
teilweise deutlich darüber lagen. Das 
Tarifergebnis wurde im Wesentlichen 
auch für die Beamten, Soldaten und 
Versorgungsempfänger zeit- und wir-
kungsgleich übernommen. Ob dies zur 

Raymund Kandler
GÖD Bundesvorsitzender

Ihr

Sicherung der Leistungsfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes zur Daseinsvor-
sorge und der hierfür notwendige At-
traktivität des öffentlichen Dienstes 
ausreichend ist, wird sich in der Zukunft 
zeigen. Es dürfte allerdings zunehmend 
schwieriger werden, die beispielsweise 
durch den Ausbau der Kinderbetreu-
ung, von unbestritten notwendigen 
weiteren Verwaltungs- und Sicherheits-
kräften notwendigen und hierfür ge-
eigneten Beschäftigten zu finden.An-
gesichts der tragischen Unfälle und den 
Anschlägen und Amokläufen der letz-
ten Monate möchte ich allen Kollegin-
nen und Kolleginnen unseren besonde-
ren Dank aussprechen, die bei der 
Gefahrenbekämpfung und -abwehr in 
den Sicherheitsorganen, bei der Ver-
letztenversorgung  und -betreuung 
usw. weit über ihre Belastungsfähigkeit 
hinaus Vorbildliches geleistet haben.

Hier könnte Ihre
Werbung stehen!

Informationen erhalten Sie über unser GÖD Hauptstadtbüro

10963 Berlin
Obentrautstraße 57 
Telefon: 030/210 217-33
Telefax: 030/210 217-40
e-Mail:  hauptstadtbuero@goed-online.de
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Einigung in den Tarifverhandlungen 
2016 für Beschäftigte 
bei Bund und Kommunen in der dritten Verhandlungsrunde

Die Tarifparteien haben am  
29. April in der dritten Verhand-
lungsrunde der Tarifverhandlun-

gen für Bund und Kommunen nach um-
fangreichen Warnstreiks eine Einigung 
erzielt.  

Hierbei wurden folgende 
Eckpunkte vereinbart:

Die Entgelte und Praktikantenentgelte  
werden ab dem 1. März 2016 um 2,4 % 
erhöht und um weitere 2,35 % ab dem 
1. Februar 2017.  Mindestlaufzeit von 24 
Monaten.
Auszubildende erhalten einen Festbe-
trag von 35 Euro ab dem 1. März 2016 
und weitere 30 Euro ab dem 1. Februar 
2017.  Der Jahresurlaub beträgt in der 
5-Tage-Woche 29 Tage statt bisher 28 
Tagen.  Die bisherigen Regelungen zur 
Übernahme von Auszubildenden gelten 
weiter. Außerdem wurde ein Lernmit-
telzuschuss von 50 Euro brutto pro  
Ausbildungsjahr sowie eine Erstattung 
der Unterbringungskosten und Verpfle-
gungszuschuss bei auswärtigem Be-
rufsschulblockunterricht vereinbart.

Die Neue Entgeltordnung wird zum  
1. Januar 2017 mit einer Mindestlauf-
zeit von vier Jahren in Kraft gesetzt und 
zum 1. März 2017 tritt die stufengleiche 
Höhergruppierung in Kraft. Hier wer-
den insbesondere die geänderten  
tatsächlichen Anforderungen in Ge-
sundheitsberufen, im IT-Bereich und 
weiteren Tätigkeitsfeldern abgebildet.
Die durch die Entgeltordnung entste-
henden Mehrkosten werden hälftig 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
getragen. Als Arbeitnehmerbeitrag 
wird die Jahressonderzahlung für drei 
Jahre eingefroren und ab 2017 um 4 
Prozent vermindert. 
Für die VBL und Zusatzversorgungskas-
sen mit anerkanntem Finanzierungs-
bedarf werden die Arbeitnehmer zur 
Vermeidung von Leistungseinschrän-
kungen zusätzlich an den Kosten be-
teiligt. Im VBL  Abrechnungsverband  
West und bei kommunalen Zusatzver- 
sorgungskassen mit anerkanntem Fi-
nanzierungsbedarf erfolgt dies durch  
eine Erhöhung der Arbeitnehmerbe-
teiligung um 0,2 Prozent ab 1. Juli 2016, 
diese steigt auf 0,3 Prozent ab 1. Juli 

2017 und auf 0,4 Prozent ab 1. Juli 2018. 
Im Abrechnungsverband Ost der VBL 
erhöht sich die Arbeitnehmerbeteili-
gung um zusätzliche 2,25 % in drei 
Schritten. Im Gegenzug erhöht sich 
hier die Jahressonderzahlung in fünf 
gleichen Schritten auf das Niveau im 
Tarifgebiet West. 
Die bisherigen Regelungen zur Alters-
teilzeit im TV Flex AZ werden um zwei 
Jahre verlängert. Damit kann Altersteil-
zeit bis zum 28. Februar 2018 in  
Anspruch genommen werden. Die übri-
gen Bedingungen der Altersteilzeit  
bleiben unverändert. 
Über den Gesundheitsschutz von Be-
schäftigten der Flughafenfeuerwehren 
werden nach Abschluss der Tarifrunde 
2016 Verhandlungen aufgenommen.
In Ergänzung der Regelungen zur  
Übergangsversorgung bei Beschäftig-
ten der Feuerwehr im Einsatzdienst ist 
eine Dynamisierung des monatlichen 
Entgelts während der Freistellung ver-
einbart.
Dieses Verhandlungsergebnis wurde 
innerhalb der bis zum 31. Mai gelten-
den Erklärungsfrist angenommen. 

Tarifeinigung der Gewerkschaft GÖD 
für das private Wach- und Sicherheits-
gewerbe im Freistaat Sachsen
Zweistufige Einkommenserhöhung von durchschnittlich 6,06 % ab Januar 2017 und 
weiteren 4,38 % ab Januar 2018.

Nach der letzten gravierenden  
Erhöhung der Entgelte für die 
Jahre 2014 bis 2016 hat die Ge-

werkschaft Öffentlicher Dienst und 
Dienstleistungen (GÖD) am 19. Juli 2016 

mit der Landesgruppe Sachsen im Bun-
desverband der Sicherheitswirtschaft 
(BDSW) die Tarifverhandlungen für Si-
cherheitsdienstleistungen im Freistaat 
Sachsen geführt. Nach grundsätzlich 

konstruktiven, in einzelnen Bereichen 
schwierigen Verhandlungen, konnte für 
die Jahre 2017 und 2018 eine Einigung 
mit folgenden Eckpunkten erreicht 
werden:
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á Stufenweise Wiedereinführung der Sonn- und Feiertagszuschläge ab dem 01.01.2017: Sonntagszuschlag 
15 %, Feiertagszuschlag 30 %, ab dem 01.01.2018: Sonntagszuschlag 25 %, Feiertagszuschlag 50 %

á Erhöhung der Stundengrundlöhne der Vergütungsgruppe 1 von aktuell 9,00 € auf 9,20 € ab dem 01.01.2017 
und auf 9,50 € ab dem 01.01.2018.

á Erhöhung der Stundengrundlöhne der Vergütungsgruppe 2 von aktuell 9,40 € auf 9,60 € ab dem 01.01.2017 
und auf 9,90 € ab dem 01.01.2018

á Erhöhung der Stundengrundlöhne der Vergütungsgruppe 3 von aktuell 9,90 € auf 10,10 € ab dem 
01.01.2017 und auf 10,40 € ab dem 01.01.2018

á Kaufhausdetektive werden statt der bisherigen Vergütungsgruppe 1 in Vergütungsgruppe 2 eingruppiert.

á Sicherheitsmitarbeiter im Objektschutz - / Separatwachdienst mit Abschluss als Fachkraft für Schutz und 
Sicherheit, die in dieser Funktion auf Forderung des Auftraggebers eingesetzt werden, in die Vergütungs-
gruppe IV höhergruppiert mit 10,30 € ab dem 01.01.2017 und 10,70 € ab dem 01.01.2018. Dies bedeutet eine 
Gesamterhöhung von 7,10% ab 01.01.2017 und weiteren 5,85 % ab 01.01.2018 für diesen Bereich.

á Sicherheitsmitarbeiter in militärischen Anlagen werden in Vergütungsgruppe II mit 10,00 € ab dem 
01.01.2017 und 10,40 € ab dem 01.01.2018 höhergruppiert. Dies bedeutet im Gesamtergebnis eine Erhöhung 
von 9,53 % ab 01.01.2017 und weiteren 5,97 % ab 01.01.2018.

á Im Gesamtergebnis werden die Einkommen zum 01.01.2017 um etwa 5 bis 5,25 % erhöht und zum 
01.01.2018 nochmals um ca. 5 %.

á Hundeführer, die den eigenen Hund auf Forderung des Arbeitgebers stellen und den Hund auf eigene  
Kosten füttern und pflegen erhalten eine Zulage von 0,50 € je Stunde.

á Sicherheitsmitarbeiter, die während des Dienstes eine Schusswaffe führen (Ausnahme militärische 
Einrichtungen), erhalten eine Zulage von 0,50 € / Stunde.

á Die Ausbildungsvergütungen steigen zum 1.01.2017 steigen pro Stufe und Jahr um jeweils 30,- € 
und danach um weitere 30,- € zum 01.01.2018 (im dritten Ausbildungsjahr zum 01.01.2018 jedoch um 40,- €)

á Mehrarbeitszuschlag wird statt bisher erst ab der 264. Stunde ab der 248. Stunde geleistet und 
im 24-Stunden-Schichtdienst ab der 14. Schicht.

á Die Stundengrundlöhne im Feuerwehrdienst werden ab dem 01.01.2017 um 4,9 % und ab dem 
01.01.2018 um 4,5 % erhöht.

Die Tarifparteien werden für diesen  
Tarifvertrag wieder eine Allgemein- 
verbindlichkeit beim zuständigen  
sächsischen Staatsministerium bean- 
tragen. Unter Berücksichtigung der  
wirtschaftlichen Rahmendaten ist  
dieses Verhandlungsergebnis als  

deutlicher Erfolg der Verhandlungs-
führung der für diesen Bereich zustän-
digen Gewerkschaft GÖD zu werten, 
so der Verhandlungsführer der Ge-
werkschaft GÖD, Raymund Kandler. 
„Zu diesem Erfolg hat neben dem Ta-
rifbeauftragten Manfred Loitsch auch 

die große Sachkompetenz der in der Ta-
rifkommission beteiligten Arbeitneh-
mer beigetragen“, so Kandler weiter. 
Dieses Ergebnis zeigt auch die Wert-
schätzung der im BDSW Sachsen  
zusammengeschlossenen Betriebe für 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Fortsetzung von Seite 4
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Nähere Informationen erhalten Sie 
über unsere Vertragspartner: 

 
Automobilclub von 
Deutschland – AvD 
 
Lyoner Str. 16 
60528 Frankfurt/Main 
Tel.: 069 6606-300 
Fax: 069 6606-667 
Email: avd@avd.de 
Internet: www.avd.de 

 
die Bayerischen 
 
Thomas-Dehler-Str. 
25, 81737 München  
E-Mail: info@diebayerische.de  
Internet: www.diebayerische.de 
 
 
 
 

Sie erreichen uns: 
 

CGB-Service Club e.V. 
Obentrautstr. 57 

10963 Berlin 
Tel.: 030 / 210 217 - 30 
Fax: 030 / 210 217 - 40 

E-Mail: cgb-service-club@cgb.info 
Internet: www.cgb.info 

 
Bankverbindung: 

CGB-Service Club e.V.,  
Evangelische Bank eG 
Konto-Nr.: 390 07 97 

Bankleitzahl: 520 604 10 
IBAN: DE52 520 604 10 000 390 07 97 

BIC: GENODEF1EK1 
Steuernummer: 27/662/51302 

 

CGB-Service Club e.V.  
im CGB 

Liebe Leserinnen und Leser! 
Wenn Sie DAS NICHT wollen  

und noch nicht Mitglied im CGB Automobilclub sind, 
sollten Sie es schnell werden! 

Es ist preiswerter als Sie denken (36,00 EUR/Jahr)! 
Ihre Urlaubsplanung wird deutlich einfacher! 

Im Falle einer Panne haben Sie viel weniger Sorgen! 
Ein guter Ratgeber in allen Fragen  

zu Auto und Verkehr ist Ihnen sicher! 
Weitere Details finden Sie gleich  

zu Beginn dieser Seite:  
http://www.cgb.info/serviceclub/cgbserviceclub.php  

oder gerne auch beim CGB Berlin  
unter Telefon: 0 30/ 21 02 17-30 
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Berlin. Die Einführung des auch  
vom Christlichen Gewerkschaftsbund 
Deutschlands (CGB) lange geforderten 
gesetzlichen Mindestlohns war richtig 
und hat sich bewährt. Die jetzt be-
schlossene Erhöhung des Mindestlohns 
pro Stunde von 8,50 Euro auf 8,84 Euro  
orientiert sich an der allgemeinen  
Einkommensentwicklung und kann von  
den betroffenen Wirtschaftszweigen 
aufgebracht werden.
Der CGB-Bundesvorsitzende Matthäus 
Strebl, MdB erinnerte im Zusammen-
hang mit den jetzigen Beschlüssen der 
Kommission an die Horrorszenarien, die 
vor Einführung des Mindestlohns an die 
Wand gemalt worden waren. Massen-
hafte Entlassungen waren ebenso pro-
phezeit worden wie das Ende der Pres-
sefreiheit, weil Zeitungen die Austräger 
nicht mehr bezahlen könnten. Nichts 
von dem sei eingetreten. Aber auch 
jetzt hätten sich wieder Kritiker wie  
der Präsident des Ifo-Institutes, Cle-
mens Fuerst, zu Wort gemeldet, denen 
die Anhebung zu hoch ist.

Strebl verwies darauf, dass bei Inkraft-
treten des Mindestlohngesetzes rund 4 

Mindestlohn hat sich bewährt – 
Auch soziale Sicherungssysteme 
profitieren

Die christlichen Gewerkschaften 
wurden durch Ulrich Bösl (CGPT) 
und Markus Kreis (GÖD) beim Be-

teiligungsgespräch im Bundesinnenmi-
nisterium vertreten. Unter Leitung des 
zuständigen Staatssekretärs Engelke 
wurde über den Gesetzesentwurf zur 
Anhebung der Besoldungs- und Versor-
gungsbezüge diskutiert. Die CGB-Vertre-
ter begrüßten die rasche Übernahme 
des Tarifergebnisses auch für Beamte 

Millionen Beschäftigte Anspruch auf 
den Mindestlohn gehabt hatten. Ihnen 
sei erst hierdurch ein menschenwürdi-
ges Leben ermöglicht worden.
Die jetzige Erhöhung mache ein Plus 
von ca. 55 Euro monatlich aus und ver-
bessere damit die Lage der Betroffe-
nen nicht unwesentlich. 1,5 Millionen 

und Versorgungsempfänger. Dabei kriti-
sierten sie aber, dass die verschiedenen 
Zulagen nicht angemessen angehoben 
werden. Dies gilt auch besonders für  
Zulagen für Soldaten und Bundespolizis-
ten. Begrüßt wurde, dass der 0,2 Anteil 
für die Versorgungsrücklage nur noch 
einmal im betreffenden Erhöhungszeit-
raum einbehalten wird. Die Besoldung 
und Versorgung für Bundesbeamte und 
Versorgungsempfänger des Bundes 

CGB beim Beteiligungsgespräch  
Besoldungsanpassung 2016/2017

Mattäus Strebl,
MdB, CGB Bundesvorsitzender

Im Internet der schnelle Klick 
www.goed-online.de, oder 

www.cgb.info

wird zum 1. März 2016 um 2,2 Prozent 
und zum 1. Februar 2017 um 2,35 Pro-
zent angehoben. Im gleichen Zeitraum 
steigen die Anwärterbezüge um 35 Euro 
und dann noch einmal um 30 Euro. Wenn 
das Bundeskabinett die Gesetzesvorla-
ge billigt und dem Parlament zuleitet, 
findet die Zahlung unter Vorbehalt statt 
und auch die Nachzahlung rückwirkend 
zum 1. März 2016 kann vorgenommen 
werden.

Menschen – vor allem Auszubildende, 
Praktikantinnen und Praktikanten so-
wie Personen unter 18 Jahren – seien 
aber weiterhin vom Mindestlohn aus-
genommen.
Im Zusammenhang mit dem Mindest-
lohn dürften die Auswirkungen auf die 
sozialen Sicherungssysteme nicht über-
sehen werden. Eine auf Grund der Ein-
führung des Mindestlohns überdurch-
schnittliche Lohnentwicklung im Osten 
im Jahr 2015 führe dazu, dass die Be-
zugsgröße (Ost) im Jahr 2017 stärker 
steigen wird als in Westdeutschland, 
der Mindestlohn über die unmittelbare 
Renten- und Lohnangleichung hinaus 
zu einer Angleichung auch in weiteren 
Teilgebieten der sozialen Sicherungs-
systeme führen wird.
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Liebe Kollegen und Kolleginnen,
Soldaten und Soldatinnen,

seit erscheinen des letzten Weiss-
buches in 2006 hat sich die europä-
ische und globale Sicherheitslage 
fundamental geändert, so dass 
es erforderlich wurde, die Sicher-
heitspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland neu zu bewerten und 
den jetzigen Gegebenheiten anzu-
passen.
Nachdem mehr als 150 nationale 
und internationale Experten sich 
nahezu zwei Jahre damit beschäf-
tigt haben wie sich die zukünftige 
Sicherheitspolitik der Bundesre-
publik Deutschland und die damit 
einhergehende Zukunft der Bun-
deswehr gestaltet, wurde am 
13.07.2016 das neue „Weissbuch 
zur Sicherheitspolitik und zur Zu-
kunft der Bundeswehr“ durch das 
Kabinett beschlossen. 
Dieses oberste Konzeptpapier legt 
dar, wie die derzeitige Bundes- 
regierung die derzeitige globale  

Bundeswehr

Neues „Weissbuch“ der Bundeswehr
intensiv auseinander zu setzen  
(Cyber, Hybride Kriegsführung).
Erste Veränderungen im Ge-
schäftsbereich BMVg sind für  
jeden schon wahrnehmbar.
Hier sei nur die Trendwende Perso-
nal oder die Aufstellung eines  
neuen Org-Bereichs Cyber und In-
formationsraum zu nennen. 
Abzuwarten bleibt allerdings ob 
die neu geschaffenen Dienstpos-
ten auch alle zeitnah qualitativ be-
setzt werden können und wie sich 
die neuen Anforderungen mit  
der Vereinbarkeit von Familie und 
Dienst unter einen Hut bringen 
lassen.
Nun noch etwas in eigener Sache. 
Ich bitte darum, dass sich alle Sol-
daten die in der GÖD sind, sich un-
ter folgendem E-Mail 
goed.franksowinski.bfv.bw@gmx.de 
melden, damit ich mich mit euch 
in Verbindung setzen kann.
Wir haben viel zu tun und nur 
wenn wir uns austauschen, kön-
nen wir auch viel erreichen.
Die Vertreter der Gewerkschaft 
GÖD werden hierzu in den Perso-
nalvertretungen konstruktiv mit-
arbeiten und auf die Wahrung der 
Interessen der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter achten.

Frank Sowinski,
Stv. Vorsitzender des GÖD  
Fachverbandes Bundeswehr und  
Fachbereichsleiter Soldaten 

Die qualifizierte  

Alternative!

Sicherheit bewertet 
und wie sie sich zu-
künftig politisch ein-
bringen will bzw.  
wo sie ihre Schwer-
punkte sieht. Hier-
aus resultiert auto-
matisch die Zukunft 
der Bundeswehr da 
sie als Primat der 
Politik als letztes 
Mittel zur Durchset-
zung der Ziele der 
Bundesregierung 
dient.

Zusammenfassend lassen sich fol-
gende Kernpunkte fest halten:

1. Deutschland hat und wird sich 
auch zukünftig vorrangig für eine 
politische Lösung von Konflikten 
jeglicher Art einsetzen.
2. Deutschland war, ist und wird 
immer ein zuverlässiger Partner 
im Rahmen der EU, NATO und VN 
sein.
3. Die kurzfristige Verfügbarkeit 
von Personal und Material für 
weltweite Einsätze wird eine gro-
ße Herausforderung für die Streit-
kräfte werden. Hierzu müssen im-
mer wieder Strukturen und 
Personalumfänge hinterfragt und 
angeglichen werden.
4. Schon heute auf zukünftige 
mögliche Formen von Konflikten 
vorbereitet sein bzw. sich damit  
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Bundeswehr

Liebe Kollegen und Kolleginnen, Soldaten und Soldatinnen,

nun ist es geschafft, die Personalratswahlen 2016 bei der Bundeswehr liegen hinter uns und wir haben uns in 
vielen Personalräten positionieren können. Angefangen vom HPR bis hin zu den ÖPR ś sind Mitglieder unserer 
Gewerkschaft gewählt worden.
Im Namen des Vorstandes des Bundesfachverbandes Bundeswehr möchte ich mich bei all denen bedanken, die 
dieses erfolgreiche Ergebnis ermöglicht haben.
Angefangen von den vielen Freiwilligen, die in den diversen Wahlvorständen durch Fachwissen und persönliches 
Engagement dazu beigetragen haben, dass diese Wahl durchgeführt werden konnte. Weiterhin bei all  
denen, die im Hintergrund mitgewirkt haben, den eingesetzten Wahlbeobachtern und zu guter Letzt natürlich 
bei den Kandidaten, die sich haben aufstellen lassen, um diese wichtigen Ehrenämter auszuüben.
Getreu dem Motto; „Mitmachen statt nur dabei zu sein“. In der heutigen Zeit keine Selbstverständlichkeit mehr.

All unseren gewählten Mitgliedern herzlichen Glückwunsch zu ihrer Wahl. Das Leichteste haben sie geschafft. 
Nun beginnt die Zeit des Wirkens. Hierbei wünsche ich ihnen Geschick, Mut und ein glückliches Händchen bei 
den Entscheidungen die sie treffen. 

Auch unseren gewählten Mitgliedern außerhalb der Bundeswehr beglückwünschen wir zu ihren Mandaten und 
wünschen auch hier Geschick, Mut und ein glückliches Händchen bei ihren Entscheidungen.

Frank Sowinski
Stv. Vorsitzender des GÖD Fachverbandes Bundeswehr und Fachbereichsleiter Soldaten

Aus den GÖD Landes- und Regionalverbänden

Landesverband Baden-Württemberg

Wolfgang Feil mit Team im Amt 
bestätigt

Wolfgang Feil führt als Nach-
folger von Helmut Renner  
seit 2010 die Landesgeschäf-

te und stand nun erneut als Landesvor-
sitzender zur Wahl. Die Delegierten im 
Evangelischen Bildungszentrum Stutt-
gart-Birkach wählten Feil mit überzeu-
gender Mehrheit, ebenso das bisherige 
Vorstandsteam bestehend aus Peter 
Lotzer (1. Stellverteter), Petra Wiede-
mann (2. Stellvertreterin), Peter Würth 
(Schatzmeister) und Karl-Ludwig Sie-
benrock und Günther Ulm (Beisitzer). 

			           Beim 15. ordentlichen Landeskongress des Landesverbandes 
			           Baden-Württemberg am 09. April 2016 wurde Wolfgang Feil als 
Landesvorsitzender im Amt bestätigt.

Die Delegierten honorierten mit dieser 
Wahl die gute und solide Arbeit der ver-
gangenen vier Jahre. Neu im Vorstands- 
team ist Gerold Hafner vom Orts- 
verband Pfullendorf. Er ist langjähriges 
Mitglied und derzeit im örtlichen Per-
sonalrat beim Bundeswehr-Dienstleis-
tungszentrum  in Stetten a.k.M. ver- 
treten.  Hafner wurde zum Beisitzer ge-
wählt und schließt die Lücke, die durch 
das Ausscheiden von Norbert Klotz ent-
standen ist. Raymund Kandler, Bundes-
vorsitzender, zielte in seiner Rede u.a. 

Dankschreiben zu den Personalratswahlen bei der Bundeswehr

Unbedingt 

einhalten!
Redaktionsschluss  
Forum 3/2016 ist 
am 31. Oktober 2016
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auf die Problematik der öffentlichen 
Berichterstattung gegen die Christ-
lichen Gewerkschaften ab. Sein  
Vortrag wurde mit großem Applaus 
bedacht. Der Bundesvorsitzende gra-
tulierte dem alten und neuen  
Vorstandsteam zur Wiederwahl und 
unterstrich die guten und freund-
schaftlichen Beziehungen des Lan-
desverbandes zum Landesverband 
Bayern und die problemlose und zu-
verlässige Zusammenarbeit mit dem 
Bundesverband. 

V. l. n. r.: Günter Ulm, Raymund 
Kandler (GÖD Bundesvorsitzender), 
Petra Wiedemann, Peter Lotzer  
(stellv. Landesvorsitzender), Gerold 
Hafner, Karl-Ludwig Siebenrock, 
Wolfgang Feil (Landesvorsitzender), 
Peter Würth (Schatzmeister).

Fortsetzung von Seite 8

Aus den GÖD Landes- und Regionalverbänden

Aus den GÖD Landes- und Regionalverbänden

Landesverband Bayern

Fachverband im Dialog 
mit Bundestagsabgeordneten 
Ewald Schurer (SPD) SGM-Problematik und 3. Bahn waren  

Schwerpunkt des Gesprächs

Im Rahmen der 
politischen Ar-
beit des Flugha-

fen-Fachverbandes 
fand am 13. Mai 
2016 ein Treffen mit 
dem Mitglied des 
deutschen Bundes-
tages (MdB) Ewald 
Schurer (SPD) statt, 

bei dem der Fachverband um Unter-
stützung zu verschieden Problemstel-
lungen warb. 

SGM-Geschäftsführung in der Pflicht
Zunächst wurden mit Herrn MdB Schu-
rer die Problemstellungen der Sicher-
heitsgesellschaft am Flughafen mbH 
hinsichtlich des Einsatzes der neuen 
Sprengstoffsuchgeräte vom Typ "Snif-
fer" und "Itemizer" erörtert. Hierzu wa-
ren auch Mitarbeiter der SGM anwe-
send, die Hr. Schurer Ihre Erfahrungen 
bei diesem brisanten Thema schilder-
ten. Nach zum Teil schweren Gesund-
heitsbeschwerden von Mitarbeitern 
waren die Geräte im Herbst 2015 aus 

dem Verkehr gezogen worden. Laut 
Presseberichten hatten sich nach der 
Inbetriebnahme der Sicherheitsdetek-
toren nach und nach einige hundert 
SGM-Mitarbeiter krank gemeldet. 
Mehr als 70 mussten ins Krankenhaus. 
Die neuen Geräte hätten einen unange-
nehmen Geruch verströmt, so dass Mit-
arbeiter über Übelkeit, Kopfschmerzen, 
Schwindel, Benommenheit und Atem-
wegsreizungen klagten. 
Besorgniserregend waren für die be-
troffenen Mitarbeiter unter anderem 

und GÖD Fachverband Flughäfen

Ewald Schurer
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Aus den GÖD Landes- und Regionalverbänden

widersprüchliche Gut-achten zu den 
möglichen Schadstoffausdünstungen. 
Gefordert wurden von Seiten des Fach-
verbandes zuverlässige und unabhängi-
ge Gutachten. In diesem Zusammen-
hang wurde auch darauf hingewiesen, 
dass ein Abgleich mit anderen Flughä-
fen, u.a. hinsichtlich der Einsatzbedin-
gungen von Sprengstoffsuchgeräten, 
stattfinden sollte. Auch muss die Ge-
schäftsführung der SGM Ihrer Fürsorge-
pflicht nachkommen und sich endlich 
mit den Problemen an der Basis be-
schäftigen und vernünftige Lösungen 
unter Einbindung der Beschäftigten er-
arbeiten. 
Herr Schurer sagte zu, hierzu mit Minis-
ter Markus Söder in Kontakt zu treten 
um die Problematik zu erörtern.
 
3. Start- und Landebahn – Wachstum 
versus Belastung

Im weiteren Verlauf des Gespräches 
wurde das Projekt 3. Startbahn themati-
siert, zu dem es in der Runde jedoch un-
terschiedliche Auffassungen gab. Der 

Fachverbandsvorsitzende  Bernhard 
Plath warb um Unterstützung aus der 
Politik und stellte die enorme Wichtig-
keit dieses Zu-kunftsprojektes heraus. 
Auch wurden die Forderungen des 
Fachverbandes genannt, welche mit der 
3. Startbahn verknüpft sind. Unter an-
derem fordert die GÖD ein vernünftiges 
und gerechtes Einkommensniveau si-
cherzustellen bzw. zu schaffen. Neben 
einem vernünftigen Tariflohn, sollte 
auch eine signifikante Erfolgsbeteili-
gung der Mitarbeiter erfolgen. Weiter 
fordert die GÖD die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum und Ausbau von 
Angeboten bei der Kinderbetreuung in 
der Region. Die Forderung nach bezahl-
barem Wohnraum war auch mit dem 
Hinweis verbunden, dass sich Bund und 
Länder noch stärker als bisher bei die-
sem Thema engagieren müssen. Hr. 
Schurer berichtete hierzu zu den aktuel-
len Gesprächen. Auf Vorschlag von Bun-
desbauministerin Barbara Hendricks 
hat das Bundeskabinett eine Woh-
nungsbau-Offensive beschlossen. Das 
Programm soll die Voraussetzungen 
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schaffen, um den Bedarf an bezahlba-
rem Wohnraum rasch zu decken. Das 
Programm sieht unter anderem die Be-
reitstellung von Bauland, steuerliche 
Anreize, eine Vereinfachung von Bau-
vorschriften sowie Mittel für den sozia-
len Wohnungsbau vor. Für die betroffe-
nen Anwohner der Region, die durch 
den Bau der 3. Startbahn zum Teil  
erheblichen Belastungen ausgesetzt 
sind, fordert die GÖD weitreichende 
und umfangreiche Unterstützungs- 
leistungen. Mögliche finanzielle Aus-
gleichszahlungen müssen unbüro- 
kratisch gehandhabt und großzügig 
bemessen werden. Herr Schurer beton-
te im Gespräch seine grundsätzlich  
ablehnende Haltung zum Bau einer  
3. Startbahn. Aus seiner Sicht sind die 
vorhandenen zwei Startbahnen ange-
sichts der Zahl der tatsächlichen Flug-
bewegungen ausreichend und eine 
weitere Belastung der Anwohner mit 
Fluglärm unzumutbar. Zu guter Letzt 
muss auch die Verkehrsinfrastruktur-
einrichtung dem Wachstum des Flug-
hafens angepasst werden. Statt der 

MdB Schurer (SPD) im Gespräch mit der GÖD am Flughafen
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Regionalverband Küste

Mitgliederversammlung Bezirk 
Mittel-Holstein

Aus den GÖD Landes- und Regionalverbänden

Bernhard 
Plath	
1.Vorsitzender 
Landesfach-
verband
Flughäfen 
Bayern

Mehr über uns im Internet unter www.goed-online.de

Michael 
Eberl
Medien und 
Gestaltung, 
Landesfach-
verband
Flughäfen 
Bayern

Der Vorsitzende Joachim Timm 
begrüßte dazu die Teilnehmer 
und hielt einen Rückblick auf  

die Veranstaltungen der abgelaufenen 
Legislaturperiode.
Danach wurde Rolf Göttsch aus Neu-
münster für 60. - jährige Mitgliedschaft 
in der Gewerkschaft geehrt. Rolf war 
von 1956 Mitglied in der Gewerkschaft 
Leder und dann in der NGN und die 
letzten 30 Jahre in der GÖD, er wurde 
als erstes Mitglied des Regionalverban-
des Küste zum Ehrenmitglied ernannt, 
dafür erhielt er eine Ehrenurkunde und 
einen Präsentkorb.

Am 15.06.2016 fand in Lepahn eine Mitglieder- 
versammlung für den Bezirksverband Mittel-Holstein statt.

Der Vorsitzende des Regionalverban-
des Küste bedankte sich bei Rolf 
Göttsch für die Solidarität und Treue zur 
Gewerkschaft. Anschließend wurde ein 

Ehrung von Rolf Götsch und Joachim Trimm mit Sönke Jensen.

Unsere Mitglieder
sind uns wichtig.

Diskussion um eine 3. Startbahn sollte 
nach Herrn Schurers Meinung daher vor 
allem der Ringschluss der S-Bahn voran-
getrieben werden.
Am Ende des Treffens bedankten sich 
alle Beteiligten bei MdB Ewald Schurer 
für das konstruk-tive Gespräch und ver-
einbarten, dass man sich zu den Prob-
lemstellungen weiter austauschen wird.

Aus den GÖD Landes- und Regionalverbänden
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neuer Vorstand für den Bezirksver- 
band gewählt . Als Vorsitzender wurde  
Joachim Timm wieder gewählt. Stell-
vertreter wurden Klaus Krebs und  
Ellen Niedbala, Kassenwart wurde  
Maik Busemann und Schriftführer 
Wolfgang Gruber. Kassenprüfer wur-
den Konrad Bumann - Boll und Gerald 
Stolzenwald, stellvertr. Kassenprüfer 
Kristin Bumann-Boll.
Der Vorsitzende des Regionalverban-
des Küste wünschte dem neuen Vor-
stand viel Erfolg bei Ihrer Arbeit für die 
GÖD.
In seinem Schlusswort bat Joachim 
Timm die Teilnehmer darauf zu achten, 
dass bei einem Umzug der Mitglieder 
die neuen Anschriften mitgeteilt wer-
den, damit die Info Verteilung in Zu-
kunft besser gestaltet werden kann, 
von den Einladungen zur Mitgliederver-
sammlung waren einige als unzustell-
bar zurückgekommen.
Er bedankte sich für den reibungslosen 
Ablauf der Versammlung und wünschte 
einen guten Appetit bei einem abschlie-
ßenden Imbiss.

Sönke Jensen,
Vorsitzender RV Küste
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Im Blickpunkt

Durch die Digitalisierung verän-
dert sich nicht nur die Arbeits-
welt, auch die Gewerkschaften 

stehen vor einschneidenden Verände-
rungen. Dabei gehen acht von zehn Un-
ternehmen in Deutschland (82 Prozent) 
davon aus, dass Gewerkschaften vor 
dem Hintergrund der Digitalisierung 
auch künftig eine Rolle spielen werden. 
Immerhin jedes sechste Unternehmen 
(16 Prozent) erwartet umgekehrt, dass 

Gewerkschaften künftig keine Rolle 
mehr spielen werden. Das ist das Er-
gebnis einer repräsentativen Befra-
gung im Auftrag des Digitalverbandes 
Bitkom unter 504 Geschäftsführern und 
Personalverantwortlichen von Unter-
nehmen ab 10 Mitarbeitern. Vor allem 
im Handel und in der Industrie (jeweils 
19 Prozent) wird die Zukunft der Ge-
werkschaften skeptisch gesehen, bei 
Dienstleistern (10 Prozent) liegt der An-
teil deutlich darunter. „Digitalisierung 
verändert die Geschäftsmodelle der 
Unternehmen und die Art, wie Men-
schen arbeiten. Das hat auch Auswir-
kungen auf Organisationen, die die In-
teressen von Beschäftigten vertreten“, 
sagt Bitkom-Hauptgeschäftsführer Dr. 
Bernhard Rohleder. „Neue Arbeitsfor-
men wie Crowdworking aber auch 
hochspezialisierte Experten, die ihre 
Dienste freiberuflich auf Zeit zur Verfü-
gung stellen, erfordern einen neuen 

Diskurs zwischen Beschäftigtenvertre-
tern, Unternehmensvertretern und der 
Politik sowie die Beteiligung weiterer 
Gruppen.“
Eine Mehrheit der Unternehmen (52 
Prozent) ist der Meinung, dass im Zuge 
der Digitalisierung Regelungen über Ar-
beitsbedingungen künftig nicht mehr 
alleine von der Politik und den Tarif-
partnern festgelegt bzw. ausgehandelt 
werden dürfen. Stattdessen sollten  

neben Gewerkschaf-
ten und Arbeitge-
berverbänden auch 
Vertreter von Selbst-
ständigen und neuen 
Arbeitsformen wie 
Crowdworking mit 
am Tisch sitzen.  
Vor allem Dienstleis-
tungsunternehmen 
(57 Prozent) und In-
dustrie (52 Prozent) 
sehen Bedarf an ei-
ner breiteren Debat-

te zu Arbeitsbedingungen. „Arbeitszeit-
gesetz oder Arbeitsstättenverordnung 
orientieren sich immer noch zu stark an 
einem Bild von Arbeit, das aus dem vo-
rigen Jahrhundert stammt. Wir müssen 
eine flexiblere Arbeitsgestaltung er-
möglichen, die den Erfordernissen der 
digitalen Wirtschaft ebenso wie den In-
teressen vieler Beschäftigter ent-
spricht“, so Rohleder. So geben 56  
Prozent der Befragten an, die Arbeits-
stättenverordnung, die etwa Vorgaben 
für Arbeit im Home Office macht, ver-
hindere eine flexiblere Arbeitsorgani-
sation in ihrem Unternehmen. Und je-
der Dritte (33 Prozent) wünscht sich 
eine Flexibilisierung des Arbeitszeitge-
setzes, etwa durch Öffnungsklauseln. 
Rohleder: „Wer sich nachmittags um 
die Kinder kümmert und dafür lieber 
später am Abend zu Hause noch dienst-
liche Mails beantwortet und am nächs-
ten Tag früh ins Büro will, darf nicht 

durch antiquierte Gesetze an seiner 
Selbstbestimmung gehindert werden.“
Zur Methodik: Bitkom Research hat in 
Zusammenarbeit mit dem Meinungs-
forschungsinstitut Aris im Auftrag des 
Bitkom 504 Geschäftsführer und Per-
sonalverantwortliche von Unterneh-
men ab 10 Mitarbeitern befragt. Die 
Befragung ist repräsentativ für die Ge-
samtwirtschaft. Die Fragestellung lau-
tete „Nun lese ich Ihnen einige Aussa-
gen zur Zukunft der Arbeit vor. Bitte 
geben Sie jeweils an, ob Sie diesen 
Aussagen voll und ganz zustimmen, 
eher zustimmen, eher nicht zustimmen 
oder überhaupt nicht zustimmen.“ Die 
Aussagen lauteten „Vor dem Hinter-
grund der Digitalisierung spielen Ge-
werkschaften keine Rolle mehr“ und 
„Fragen über Arbeitsbedingungen soll-
ten in Zukunft nicht mehr alleine von 
Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaf-
ten und Politik ausgehandelt werden, 
sondern unter Beteiligung von Selbst-
ständigen und Vertretern neuer Be-
schäftigungsformen wie Crowdwor-
king“. Zudem wurde gefragt: „Welche 
der folgenden Aussagen zur aktuell 
geltenden Arbeitsstättenverordnung 
und zum Arbeitszeitgesetz treffen auf 
Ihr Unternehmen zu?“ mit den Ant-
wortmöglichkeiten „Die Arbeitsstät-
tenverordnung verhindert, dass wir Ar-
beit flexibler organisieren können“ 
sowie „Eine Flexibilisierung des Ar-
beitszeitgesetzes beispielsweise durch 
Öffnungsklauseln wäre wünschens-
wert.“
Anmerkungen: Industrie 4.0 ist für uns 
Gewerkschaften eine große Heraus-
forderung. Was wird , wenn Roboter 
Pakete und Briefe zustellen, was wird  
wenn die Technik der Telekommunika-
tion mit immer weniger Menschen aus-
kommt. 

Ulrich Bösl, 
CGPT Bundesvorsitzender

l Acht von zehn Unternehmen sehen auch 
künftig eine Bedeutung für Gewerkschaften

l Mehrheit wünscht Erweiterung der Sozial-
partnerschaft um Vertreter von Freiberuflern 
und Selbständigen

l Arbeitszeitgesetz und Arbeitsstättenverord-
nung an die digitale Arbeitswelt anpassen

Eine neue Rolle für Gewerkschaften in 
der digitalen Arbeitswelt
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könne. "Die Welt gehört allen Men-
schen, und alle müssen ihren gerech-
ten Anteil bekommen", sagte der 
Münchner Erzbischof.

Diskussion über Staat-Wirtschaft-
Verhältnis 

Papst Leo XIII. habe schon zum Ende 
des 19. Jahrhunderts einen gerechten 
Lohn für jeden Arbeiter gefordert und 
gesagt, der Staat müsse den Arbeitge-
bern dafür einen gesetzlichen Rahmen 
geben. Die Weiterentwicklung dieser 

Idee habe in Deutschland zur Entste-
hung der sozialen Marktwirtschaft 
nach dem Zweiten Weltkrieg geführt. 
Das Verhältnis von Staat und Wirt-
schaft müsse auch heute wieder disku-
tiert werden, sagte Marx.
Insgesamt sollten Arbeit und Kapital 
wieder in ein anderes Verhältnis ge-
setzt werden, forderte er. Die Finanz-
krise im Jahr 2008 habe gezeigt, dass 
dieses Problem noch nicht endgültig 
gelöst sei. Aufbauend auf der christli-

125 Jahre Rerum Novarum

Kardinal Marx kritisiert "Kapitalismus, 
der um sich selbst kreist"

chen Soziallehre sei das Ziel "eine sozi-
ale Marktwirtschaft, die auf globaler 
Ebene möglich ist", erklärte Marx.
Weiter äußerte sich Marx auch zur In-
tegration von Flüchtlingen. Sie müsse 
gesellschaftliche Teilhabe ermögli-
chen und dem Einzelnen helfen, seine 
Begabungen einzubringen, sagte der 
Erzbischof. Dabei wandte er sich ge-
gen ein paternalistisches Verständnis 
von Integration im Sinne von Bevor-
mundung und Unterordnung. Welt-
weit gebe es offenbar wieder eine 
Sehnsucht danach, kritisierte der Vor-

sitzende der Deut-
schen Bischofskon-
ferenz. "Da müssen 
wir Acht geben, 
dass wir dem nicht 
nachlaufen."
D e r   F r a k t i o n s - 
vor s it zende  der  
Union, Volker Kau-
der (CDU), sieht 
deutsche Christen 
über die Landes-
grenzen hinaus in 

der Verantwortung. "Rerum Novarum" 
habe auf eine schwierige soziale Frage 
mit der Würde des Menschen eine 
Antwort gefunden. Auch der Vorsit-
zende des Arbeitskreises Evangeli-
scher Unternehmer, Peter Barrenstein, 
würdigte die Schrift. Die politischen 
Parteien und die Kirchen seien ge-
fragt, zu diesem Thema Leitbilder zu 
entwickeln, sagte er. 

Dom Radio

Bei der Veranstaltung der Uni-
onsfraktion im Bundestag sag-
te der Vorsitzende der katholi-

schen Deutschen Bischofskonferenz 
am Montag, die Wirtschaft müsse wie-
der den Menschen in den Mittelpunkt 
rücken und dem Gemeinwohl dienen. 
"Ein Kapitalismus, der um sich selbst 
kreist, ist nicht akzeptabel", sagte der 
Münchner Erzbischof Reinhard Kardi-
nal Marx in Berlin.
Vor 125 Jahren, am 15. Mai 1891, hatte 
Papst Leo XIII. mit der Sozialenzyklika 
"Rerum Novarum" umfassend Stellung 

zur sozialen Frage bezogen. Entgegen 
der Forderung der sozialistischen Be-
wegung sprach sich die Kirche damals 
klar für die Bewahrung des Privat- 
eigentums unter Berufung auf das  
Naturrecht aus.
Kardinal Marx zitierte in diesem Zu-
sammenhang Thomas von Aquin: "Der 
Mensch ist erst frei, wenn er über sein 
eigenes Leben Herr ist." Allerdings sei 
die Botschaft im Christentum auch, 
dass Eigentum nicht grenzenlos sein 

"Integration 
bedeutet 
Teilhabe"

Kardinal Reinhard Marx wirbt für die christliche Soziallehre als Leitbild für Wirtschaft 
und Politik in Deutschland. Marx sprach bei einem Kongress der Unionsfraktion zum 
125. Jahrestag der Sozialenzyklika "Rerum Novarum".

"Die Welt 
gehört 

allen Menschen"
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Rentner haben seit dem 1.Juli 
mehr Geld in der Tasche. Die 
rund 20 Millionen Rentner 

profitieren von der höchsten Ren-
tenanpassung seit 23 Jahren. Die 
Rente stieg um 4,25 % in den alten 
Ländern und um 5,95 % in den neu-
en Ländern. Rechnet man die der-
zeit geringen Preissteigerungen, 
insbesondere an den Tankstellen 
und beim Bezug von Energie ein, ist 
es sogar die höchste reale Renten-
erhöhung seit 1977. Die Rentenver-
sicherung überweist die höheren 
Altersbezüge automatisch. Auch die 
Versorgungsbezüge werden in den 
alten und neuen Bundesländern um 

4,25 % angehoben. Rund 161.000 
Berechtigte erhalten mehr Geld. 

Hausnotrufdienst, 
ein Service für Senioren

Hausnotrufdienste ermöglichen äl-
teren Menschen, dass sie noch lan-
ge zu Hause bleiben können. Eines 
der größten Verletzungsrisiken für 
ältere Menschen ist der Sturz. Die 
Ärztekammer NRW geht davon aus, 
dass in Deutschland 30 bis 40 Pro-
zent der zu Hause lebenden  über 65 
Jährigen  mindestens einmal jähr-
lich stürzen, bei den über 8o Jähri-
gen ist es sogar jeder Zweite. Die 

Rentenanpassung

Stürze gehen zumeist glimpflich 
aus. In 10 Prozent der Fälle ziehen 
sich Opfer schwere Verletzungen 
wie etwa Oberschenkelhalsbrüche 
zu. Mehr als 5.600 starben 2010 an 
den Folgen, so die Barmer GEK. Es 
ist zu erwarten, dass im Jahre 2020 
knapp 20 Prozent der Deutschen äl-
ter als 70 sein werden. Davon wol-
len 90 Prozent dieser Altersgruppe 
so lange wie möglich selbstbe-
stimmt in den eigenen vier Wänden 
leben. Hausnotrufdienste werden 
von mehreren Anbietern betrieben 
oder vermittelt. Sowohl Wohlfahrts-
verbände  (Rotes Kreuz, Malteser, 
Johanniter, usw.)  als auch private 

Seniorenportal
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Wach- und SicherheitsgewerbeFORUM

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen/Beitrittserklärung
Bundesverband · Goethestraße 28, 80336 München · Tel.: (089) 53 25 50, Fax: (089) 53 65 29

Name, Vorname Geburtstag  Straße/Hausnummer PLZ/Wohnort

Tel. privat e-Mail Tel. dienstlich

Dienststelle, Betrieb ausgeübter Beruf

Dienstanschrift Krankenkasse

Beitritt zur GÖD ab Monatsbeitrag Bisherige Gewerkschaft von         bis

Bankleitzahl Kto. Nr.: Geldinstitut

Mit dem Beitragseinzug von meinem Konto bin ich einverstanden. Ich bin davon unterrichtet, dass die obigen Angaben zu meiner
Person unter Beachtung der Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes per EDV gespeichert werden.

Datum/Unterschrift Name des Werbers:

Hier bitte abtrennen!

Die

qualifizierteAlternative!

In der zweiten Verhandlungsrunde
konnte die GÖD am 8. Mai 2008 für
die Mitarbeiter im Wach- und
Sicherheitsgewerbe in Niedersachsen
eine Erhöhung der Löhne je nach
Tätigkeit von bis zu 3,8 % ab dem 01.
Juni 2008 erreichen.

Etwa 80 % der Beschäftigten der
Branche, die im Separatwachdienst/
Objektschutz tätig sind, erhalten um
3,1 % mehr. Für die Auszubildenden
konnte eine Erhöhung von durch-
schnittlich 4,7 % durchgesetzt wer-
den. Der mit der BDWS Landesgrup-
pe Niedersachsen abgeschlossene
Tarifvertrag hat eine Laufzeit bis zum
30. April 2009. Zur Abstimmung in der
großen Tarifkommission der GÖD
wurde eine Erklärungsfrist bis 23. Mai
vereinbart. Keine der Tarifvertrags-
parteien hat von dieser Erklärungsfrist
gebrauch gemacht, so dass der
Tarifvertrag zum 1. Juni 2008 in Kraft
getreten ist.

Ver.di hat die seit November geführten
Verhandlungen am 29. April aus
gewerkschaftspolitischen Gründen als
gescheitert erklärt.

Gegenüber dem zuletzt Ver.di vorge-
legten Tarifangebot konnten die
Verhandlungsführer der GÖD in kon-
struktiven Verhandlungen weitere
Verbesserungen und darüber hinaus
eine um einen Monat verkürzte
Laufzeit erreichen.

Eine von Ver.di zur Annäherung des
Tarifergebnisses an den angestrebten
Mindestlohn von 7,50 € vorgeschla-
gene kostenneutrale Erhöhung des
Stundengrundlohnes unter voller
Kompensation mit Bestandteilen des
Manteltarifvertrages (z.B. Urlaubs-
geld) wurde von der GÖD abgelehnt.

Es ist nicht nachvollziehbar, dass
Ver.di aus gewerkschaftspolitischen
Gründen dem Großteil der Mitarbeiter
in Niedersachsen eine Erhöhung der
Einkommen um 3,1 % vorenthält und
gleichzeitig für das benachbarte
Schleswig-Holstein noch am 21.12.07
ein für den Revierdienst um 1,89 €, im
Objektschutz um 1,20 € und Objekt-

schutz vor IHK-Prüfung sogar um
4,73 € geringerer Lohn vereinbart hat !

Der vorliegende Tarifabschluss
sichert für die Laufzeit die Teilhabe an
der allgemeinen Tarifentwicklung und
ist Ergebnis von Verhandlungs-
geschick und verantwortungsbewus-
ster Einflussnahme der GÖD.

München, den  9. Mai 2008

MMeehhrr   GGee lldd   iimm
WWaa cchh--   uunndd   SS iicchheerrhhee ii tt ssggeewweerrbbee
iinn   NNiieeddeerrssaacchhsseenn   

Mit dem Einzug per Lastschrift / SEPA-Lastschrift von meinem Konto bin ich einverstanden. Vor dem ersten Einzug einer SEPA-Lastschrift 
 wird mich der Zahlungsempfänger über den Einzug in dieser Verfahrensart informieren. Ich bin davon unterrichtet, dass die obigen Angaben  

zu meiner Person unter Beachtung der Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes per EDV gespeichert werden.
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Pelkovenstraße 51, 80992 München .

Wach- und SicherheitsgewerbeFORUM

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen/Beitrittserklärung
Bundesverband · Goethestraße 28, 80336 München · Tel.: (089) 53 25 50, Fax: (089) 53 65 29

Name, Vorname Geburtstag  Straße/Hausnummer PLZ/Wohnort

Tel. privat e-Mail Tel. dienstlich

Dienststelle, Betrieb ausgeübter Beruf

Dienstanschrift Krankenkasse

Beitritt zur GÖD ab Monatsbeitrag Bisherige Gewerkschaft von         bis

Bankleitzahl Kto. Nr.: Geldinstitut

Mit dem Beitragseinzug von meinem Konto bin ich einverstanden. Ich bin davon unterrichtet, dass die obigen Angaben zu meiner
Person unter Beachtung der Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes per EDV gespeichert werden.

Datum/Unterschrift Name des Werbers:

Hier bitte abtrennen!

Die

qualifizierteAlternative!

In der zweiten Verhandlungsrunde
konnte die GÖD am 8. Mai 2008 für
die Mitarbeiter im Wach- und
Sicherheitsgewerbe in Niedersachsen
eine Erhöhung der Löhne je nach
Tätigkeit von bis zu 3,8 % ab dem 01.
Juni 2008 erreichen.

Etwa 80 % der Beschäftigten der
Branche, die im Separatwachdienst/
Objektschutz tätig sind, erhalten um
3,1 % mehr. Für die Auszubildenden
konnte eine Erhöhung von durch-
schnittlich 4,7 % durchgesetzt wer-
den. Der mit der BDWS Landesgrup-
pe Niedersachsen abgeschlossene
Tarifvertrag hat eine Laufzeit bis zum
30. April 2009. Zur Abstimmung in der
großen Tarifkommission der GÖD
wurde eine Erklärungsfrist bis 23. Mai
vereinbart. Keine der Tarifvertrags-
parteien hat von dieser Erklärungsfrist
gebrauch gemacht, so dass der
Tarifvertrag zum 1. Juni 2008 in Kraft
getreten ist.

Ver.di hat die seit November geführten
Verhandlungen am 29. April aus
gewerkschaftspolitischen Gründen als
gescheitert erklärt.

Gegenüber dem zuletzt Ver.di vorge-
legten Tarifangebot konnten die
Verhandlungsführer der GÖD in kon-
struktiven Verhandlungen weitere
Verbesserungen und darüber hinaus
eine um einen Monat verkürzte
Laufzeit erreichen.

Eine von Ver.di zur Annäherung des
Tarifergebnisses an den angestrebten
Mindestlohn von 7,50 € vorgeschla-
gene kostenneutrale Erhöhung des
Stundengrundlohnes unter voller
Kompensation mit Bestandteilen des
Manteltarifvertrages (z.B. Urlaubs-
geld) wurde von der GÖD abgelehnt.

Es ist nicht nachvollziehbar, dass
Ver.di aus gewerkschaftspolitischen
Gründen dem Großteil der Mitarbeiter
in Niedersachsen eine Erhöhung der
Einkommen um 3,1 % vorenthält und
gleichzeitig für das benachbarte
Schleswig-Holstein noch am 21.12.07
ein für den Revierdienst um 1,89 €, im
Objektschutz um 1,20 € und Objekt-

schutz vor IHK-Prüfung sogar um
4,73 € geringerer Lohn vereinbart hat !

Der vorliegende Tarifabschluss
sichert für die Laufzeit die Teilhabe an
der allgemeinen Tarifentwicklung und
ist Ergebnis von Verhandlungs-
geschick und verantwortungsbewus-
ster Einflussnahme der GÖD.

München, den  9. Mai 2008

MMeehhrr   GGee lldd   iimm
WWaa cchh--   uunndd   SS iicchheerrhhee ii tt ssggeewweerrbbee
iinn   NNiieeddeerrssaacchhsseenn   

/Bic  /IBAN

"

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen

B i t t e  Z u t r e f f e n d e s  a n k r e u z e n : Beitrittserklärung Änderungsmitteilung

Unternehmen bieten Hausnotruf an. 
Übe einen Knopf, der am Körper getra-
gen wird, kann per Knopfdruck eine di-
rekte Sprechverbindung zu einer Haus-
notrufzentrale hergestellt werden.
Ein geschulter Mitarbeiter kann alle 
nötigen Angaben einsehen und 
spricht mittels der  Kommunikations-
technik direkt in die Wohnung. Je nach 
vorliegender Situation leistet der 
Hausnotrufanbieter bedarfsgerechte 
Hilfestellung, indem Angehörige, Nach- 

barn, der Hausarzt, Pflegedienst oder 
Rettungsdienst verständigt werden. 
Der  Hausnotruf besteht aus einer Ba-
sisstation sowie einem handlichen 
Notrufsender. Der Notrufsender ist so 
klein, dass er bequem am Handgelenk 
oder an einer Kette um den Hals ge-
tragen werden kann. Er ist stoßfest, 
wasserdicht und funktioniert  schnur-
los überall in Haus, im Garten, oder 
auch in der Badewanne. Für Personen, 
die viel und oft alleine unterwegs 

sind, eignet sich das Mobilfunkpaket, 
welches dem Hausnotrufpaket ähnelt. 
Per Satellit wird dann der Aufenthalts-
ort ermittelt und bedarfsgerechte  
Hilfe verständigt. Der intelligente 
Hausnotruf ist zudem streng nach gel-
tenden Datenschutzbestimmungen  
und nach dem Prinzip der Datenspar-
samkeit entwickelt. Es werden außer 
im Fall eines Sturzes, oder anderer  
kritischen Situationen, keine Daten 
gespeichert. 
 

Mehr über uns im Internet unter 
www.goed-online.de, oder www.cgb.info

Im Blickpunkt

Fortsetzung von Seite 14


